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13. ruft die Behörden der Bundesrepublik Jugoslawien, die Führung der Kosovo-Albaner
und alle anderen Beteiligten auf, uneingeschränkt mit dem Ankläger des Internationalen Ge-
richts für das ehemalige Jugoslawien bei der Untersuchung möglicher Verstöße innerhalb des
Zuständigkeitsbereichs des Gerichts zusammenzuarbeiten;

14. unterstreicht außerdem, daß die Behörden der Bundesrepublik Jugoslawien diejenigen
Angehörigen der Sicherheitskräfte, die an der Mißhandlung von Zivilisten und der gezielten
Zerstörung von Eigentum beteiligt waren, der Gerechtigkeit zuführen müssen;

15. ersucht den Generalsekretär, dem Rat erforderlichenfalls regelmäßig darüber zu berich-
ten, wie nach seiner Einschätzung diese Resolution von den Behörden der Bundesrepublik Ju-
goslawien und allen Elementen innerhalb der Volksgruppe der Kosovo-Albaner befolgt wird,
so auch durch seine regelmäßigen Berichte über die Befolgung der Resolution 1160 (1998);

16. beschließt, weitere Schritte und zusätzliche Maßnahmen zur Erhaltung oder Wiederher-
stellung des Friedens und der Stabilität in der Region zu prüfen, falls die in dieser Resolution so-
wie in Resolution 1160 (1998) geforderten konkreten Maßnahmen nicht getroffen werden;

17. beschließt, mit dieser Angelegenheit befaßt zu bleiben.

Bericht des UN-Generalsekretärs Kofi Annan an den Sicherheitsrat vom 3. Oktober 1998
(Auszug)

Gemäß dem in den Resolutionen 1160 und 1199 (s.o.) formulierten Auftrag an den UN-General-
sekretär berichtet Kofi Annan dem Sicherheitsrat monatlich über die Lage im Kosovo. Wir doku-
mentieren die abschließenden Bewertungen (observations) aus dem Bericht vom 3. Oktober.
– D. Red.

[…]
28. In den letzten Wochen ist die internationale Gemeinschaft Zeuge entsetzlicher Greuelta-

ten im Kosovo geworden, die Erinnerungen an die jüngste Vergangenheit in anderen Teilen
des Balkan wachrufen. Diese wurden durch Berichte der Diplomatischen Beobachtungsmissi-
on für den Kosovo (KDOM) und anderer zuverlässiger Quellen bestätigt. Ich wiederhole aber-
mals meine entschiedene Verurteilung eines solchen willkürliches Tötens und Zerstörens. Es
ist über jeden vernünftigen Zweifel hinaus klar, daß der Großteil dieser Taten im Kosovo von Si-
cherheitskräften begangen wurde, die der Autorität der Bundesrepublik Jugoslawien unterste-
hen. Aber kosovo-albanische paramilitärische Einheiten haben sich ebenfalls an Kampfhand-
lungen beteiligt, und es gibt gute Gründe anzunehmen, daß auch sie Greueltaten begangen
haben. Alle an der Ermordung und Mißhandlung von Zivilisten und an der Zerstörung von Ei-
gentum Beteiligten müssen vor ein Gericht gebracht werden. Eine gründliche Untersuchung
aller bekannten Fälle von Greueltaten und Verletzungen von Menschenrechten unter wir-
kungsvoller internationaler Kontrolle oder mit internationaler Beteiligung ist notwendig.

29. Der Sicherheitsrat hat erneut bekräftigt, daß sich alle Mitgliedsstaaten der Souveränität
und territorialen Integrität der Bundesrepublik Jugoslawien verpflichtet fühlen. Die Regierung
der Bundesrepublik Jugoslawien hat das ihr innewohnende Recht und auch die Pflicht, die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit aufrechtzuerhalten und auf gewalttätige Akte der Provokati-
on zu reagieren. Dies kann jedoch in keinster Weise den systematischen Terror rechtfertigen,
der in den letzten Tagen und Wochen gegenüber Zivilisten ausgeübt wurde. Es ist die Pflicht der
Sicherheitskräfte, alle Bürger im gleichen Maße zu beschützen, nicht, sie einzuschüchtern oder
zu ermorden. Ebenso müssen, wie es der Sicherheitsrat gefordert hat, terroristische Aktionen, zu
denen auch Geiselnahmen durch kosovo-albanische Gruppen gehören, eingestellt werden.

30. Wenn die gegenwärtige Lage weiterbesteht, könnten Tausende im Winter sterben. In
meinen früheren Erklärungen zur Lage im Kosovo habe ich diese Gefahr wiederholt herausge-
stellt und die internationale Gemeinschaft dazu aufgerufen, rasch Schritte zu unternehmen, um
eine humanitäre Katastrophe zu verhindern. Die Möglichkeiten, Asyl außerhalb des Kosovo zu
finden, sind zunehmend eingeschränkt worden, und viele der zur Verfügung stehenden Be-
helfsunterkünfte sind eindeutig nicht für den Winter geeignet. Es müssen Bedingungen ge-
schaffen werden, die einer bedeutenden Anzahl der Vertriebenen im Inland die Rückkehr er-
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möglichen würden. Dies erfordert einen radikalen Wandel in der Politik und im Verhalten so-
wie die Einführung vertrauensbildender Maßnahmen – wie z.B. den Rückzug von Polizeiein-
heiten, eine Amnestieerklärung und die Freilassung von Gefangenen. Die Regierung der Bun-
desrepublik Jugoslawien versichert, daß diese Schritte bereits unternommen wurden. Nach
Berichten von der Front scheint der Rückzug bisher begrenzt zu sein, und es sieht so aus, als be-
stünde die Angst, die die Zivilisten zur Flucht veranlaßt hat, fort. Für alle Vertriebenen im In-
land ist die Wiederherstellung der Sicherheit oberste Priorität. Die Regierung muß die Polizei
von Exzessen abhalten und ihr die Anweisung geben, internationale Menschenrechtskonven-
tionen zu respektieren. Es sind auch größere Anstrengungen nötig, um den Zugang zu den von
der Regierung festgesetzten Gefangenen zu verbessern und sicherzustellen, daß die Geiseln in
der Hand der Kosovo-Albaner freigelassen werden oder daß über ihren Verbleib Rechenschaft
abgelegt wird.

31. Es ist meine aufrichtige Hoffnung, daß die Verhandlungen zwischen der Bundesrepublik
Jugoslawien und der Führung der Kosovo-Albaner ohne Verzögerung wieder aufgenommen
werden und daß sie schnell Übereinkünfte herbeiführen – und daß sie zu einer Wiederherstel-
lung des Vertrauens führen, das für eine Rückkehr und eine erneute Ansiedlung all derjenigen
die voller Angst aus ihrer Heimat geflohen sind, gebraucht wird. Solche Übereinkünfte könn-
ten auch weiterreichende Maßnahmen ins Auge fassen, möglicherweise sogar institutionelle
Reformen, mit denen langfristige Bedürfnisse angesprochen werden. Wenn die internationale
Gemeinschaft einen Beitrag zur Ausführung dieser Abkommen leisten soll, ist eine angemesse-
ne Bewertung der Bedürfnisse erforderlich, die sowohl humanitäre Maßnahmen als auch sol-
che des Wiederaufbaus umfassend berücksichtigen würde. Die Vorgehensweise muß geplant
werden, wozu auch eine angemessene Arbeitsteilung und effektive Durchführungs- und Koor-
dinationsmechanismen gehören. Ich möchte meine Hoffnung zum Ausdruck bringen, daß alle
an den Verhandlungen Beteiligten diese Überlegungen im Gedächtnis behalten. Es wäre mei-
ner Ansicht nach sinnvoll, in dieser Hinsicht Konsultationen zwischen den internationalen Ak-
teuren einzuleiten, damit diese sich auf eine solche Herausforderung vorbereiten können, ohne
daß dafür unbedingt die Abkommen abgewartet werden müssen. Die Vereinten Nationen sind
bereit, in solchen Konsultationen eine aktive Rolle zu spielen.

32. Ich glaube, daß in mehreren Bereichen Handeln dringend erforderlich ist. Die Gewalt auf
beiden Seiten muß zum Stillstand gebracht werden. Voller humanitärer Zugang muß garantiert
werden. Es müssen Bedingungen geschaffen werden, die es Flüchtlingen und Vertriebenen im
Land erlauben, in ihre Heimat zurückzukehren im Vertrauen darauf, keinen Schikanen oder
Schlimmerem ausgesetzt zu sein. Es ist zwingend, die internationale Präsenz zu stärken und ef-
fektiver zu machen. Insbesondere wäre es hilfreich, wenn die Diplomatische Beobachtermissi-
on für den Kosovo auf ihre volle Stärke gebracht würde und die Präsenz von Menschenrechts-
beobachtern verstärkt würde. Es ist ferner von wesentlicher Bedeutung, eine möglichst enge
Zusammenarbeit bei den internationalen Bemühungen im politischen, humanitären und in an-
deren Bereichen sicherzustellen. In dieser Hinsicht könnte ein breites Spektrum von Möglich-
keiten in Betracht gezogen werden.

33. Im vorliegenden Bericht, wie in den vorherigen, angefertigt gemäß der Resolution 1160
(1998) des Sicherheitsrats, mußte ich mich weitgehend auf Informationen und Analysen von
Quellen außerhalb der Vereinten Nationen verlassen. Ich bin dankbar für diese Beiträge, die
große Überzeugungskraft besitzen und im Hauptteil des Berichts ihren Niederschlag finden.
Aber im Gegensatz zu Berichten an den Rat über Missionen oder Operationen, in denen die
Vereinten Nationen eine direkte politische Präsenz im Einsatzgebiet hatten, stehen mir nicht
die Mittel zur Verfügung, die nötig wären, um eine unabhängige Bewertung der Erfüllung, wie
sie in § 15 der Resolution 1199 (1998) gefordert wird, über ein anderes Gebiet als über die hu-
manitäre Situation zu erstellen. Deshalb sollte der Rat sich auf der Grundlage des vorliegenden
Berichts, wenn er es wünscht, sein eigenes Urteil bilden. Wie der Rat in seiner Resolution 1199
(1998) bestätigt hat, stellt die Verschlechterung der Lage im Kosovo, Bundesrepublik Jugosla-
wien, eine Bedrohung für Frieden und Sicherheit in der Region dar. In der internationalen Ge-
meinschaft hat man weithin erkannt, daß die humanitäre Krise die Konsequenz eines im We-
sentlichen politischen Problems ist, das eine umfassende politische Lösung vermittels einer Re-
gelung auf der Basis von Verhandlungen erfordert.
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34. Ich teile zwar gänzlich die Empfindungen der Empörung und des Abscheus angesichts
der Ereignisse im Kosovo, die internationale Gemeinschaft darf aber nie aus den Augen verlie-
ren, daß letztlich die Notwendigkeit einer umfassenden politischen Lösung besteht. Sonst wür-
den wir nur die Symptome des Problems behandeln, nicht seine Ursachen.

Abkommen über die Kosovo-Verifizierungsmission zwischen der OSZE und der Bundesre-
publik Jugoslawien vom 16. Oktober 1998 (Wortlaut)

Am 16. Oktober unterzeichneten der amtierende OSZE-Vorsitzende Bronislaw Geremek und der
Außenminister der Bundesrepublik Jugoslawien Zivadin Jovanovic in Belgrad ein Abkommen,
das die Grundzüge der Kosovo-Verifizierungsmission skizziert und die Arbeit der 2 000 OSZE-
Beobachter regelt. Wir dokumentieren im Wortlaut. – D. Red.

Präambel
In Anerkennung der Prinzipien der UN-Charta und der Prinzipien der Schlußakte von Helsinki
für Frieden, Stabilität und Zusammenarbeit in Europa sowie der Charta von Paris,

insbesondere in Erwägung der Wichtigkeit, eine friedliche, demokratische und dauerhafte
Lösung aller bestehenden Probleme in der Provinz Kosovo und Metohija auf der Grundlage der
Gleichberechtigung aller Bürger und nationaler und ethnischner Gemeinschaften zu erreichen,

in Anerkennung der Souveränität und territorialen Integrität aller Staaten der Region, 
in der Bereitschaft, die Resolutionen 1160 und 1199 des UNO-Sicherheitsrates zu erfüllen

und zu ihrer Durchführung in der Bundesrepublik Jugoslawien beizutragen,
haben die Bundesregierung der Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ) auf der einen Seite und

die OSZE auf der anderen Seite folgendes Abkommen getroffen:
Aufstellung und Beendigung
Die Verifizierungsmission der OSZE für den Kosovo wird vom Ständigen Rat der OSZE ent-
sprechend einer Resolution des Sicherheitsrates der UNO, in der die OSZE zur Aufstellung ei-
ner solchen Mission aufgefordert wird, aufgestellt.

Die Regierung der Bundesrepublik Jugoslawien hat den amtierenden Vorsitzenden der OS-
ZE über ihre Billigung der Aufstellung der Mission informiert.

Die OSZE wird ihre Mitgliedsstaaten aufforden, für die Verifizierungsmission in Überein-
stimmung mit den geltenden Verfahren Personal und finanzielle Mittel bereitzustellen.

Die OSZE wird eine Koordination mit anderen Organisationen herstellen, die sie für geeig-
net hält, es der Verifizierungsmission zu ermöglichen, alle ihre Ziele so effektiv wie möglich zu
erreichen.

Die KDOM [Diplomatische Beobachtungsmission für den Kosovo] wird an Stelle der Veri-
fizierungsmission der OSZE auftreten, solange deren Aufstellung noch aussteht. Sobald die
OSZE einsatzfähig ist, wird die KDOM von der Verifizierungsmission aufgenommen.

Die Regierung der Bundesrepublik Jugoslawien gewährleistet hiermit die Sicherheit der
Verifizierungsmission und aller ihrer Mitglieder.

Sollte es zu einer Notfallsituation im Kosovo kommen, in der nach dem Urteil des Leiters der
Mission die Sicherheit der Mitglieder der Verifizierungsmission bedroht ist, wird die Bundesre-
pubik Jugoslawien die Evakuierung der Mitglieder der Verifizierungsmission erlauben und
kooperativ unterstützen.

Die Regierung der BRJ erkennt die Verifizierungsmission als diplomatische Einrichtung im
Sinne des Wiener Übereinkommens über diplomatische Beziehungen an. Die Mission, ebenso
wie ihre Mitglieder, erhalten die Privilegien und Immunitäten, die ein solcher Status nach Maß-
gabe der Konvention von Wien verleiht.

Die Regierung der BRJ und ihre Einrichtungen ernennen offizielle Verbindungsoffiziere, die
in Belgrad, Pristina und vor Ort mit der Verifizierungsmission zusammenarbeiten. Die BRJ, die
serbischen und die Behörden im Kosovo verpflichten sich zur umfassenden Kooperation und
Unterstützung der Verifizierungsmission. Diese schließen Quartier, eine Rundfunkfrequenz
oder Frequenzen, Visa und Dokumente, Zollerleichterungen, Fahrzeugzulassungen, Treib-
stoff, medizinische Versorgung, Zugang zum Luftraum für Hilfsflugzeuge und Zugang zu den




